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Vielen Dank für die Einladung zu dieser
Gemeinschaftskonferenz. Ich freue mich
über die Gelegenheit, heute sowohl mit
meinen Kollegen, die wie ich politische
Verantwortung tragen, als auch mit an-
gesehenen Fachleuten auf dem Gebiet
der Mehrwertsteuer das aktuelle Problem
der Umsatzsteuerausfälle zu erörtern und
Lösungsansätze für eine grundlegende
Vermeidung von Umsatzsteuerbetrug zu
diskutieren.

Ausgangslage

Die Umsatzsteuer hat mittlerweile unter
allen Steuerarten das höchste Aufkom-
men und damit eine enorm wichtige Be-
deutung für den Haushalt des Bundes,
der Länder und zunehmend auch für den
der Gemeinden. Deshalb muss es uns
außerordentlich besorgt machen, wenn
wir feststellen, dass das Umsatzsteuer-
aufkommen trotz nominaler Wachstums-
raten seit dem Jahr 2000 stetig gesunken
ist.

Auf der Suche nach den Ursachen dieses
alarmierenden Zustandes hat das ifo Ins-
titut für Wirtschaftsforschung festgestellt,
dass im Jahr 2001 durch verschiedene
Formen der Steuerhinterziehung Umsatz-
steuerausfälle in Höhe von rund 14 Mrd. q
entstanden sind. Ein großer Teil dürfte hier-
bei dem so genannten Umsatzsteuer-
karussellbetrug zuzurechnen sein.

Zwar hat insbesondere das zur Bekämp-
fung des Umsatzsteuerbetruges verab-
schiedete Steuerverkürzungsbekämp-
fungsgesetz erste positive Wirkungen ge-
zeigt. Es besteht aber nach wie vor Hand-
lungsbedarf. Die Umsatzsteuer erweist
sich – und in dieser Einschätzung sind sich
alle Fachleute einig – insbesondere im eu-
ropäischen Binnenmarkt mehr und mehr
als in hohem Maße betrugsanfällig.

Systemüberlegungen

Um dem entgegen zu steuern, werden seit
einiger Zeit intensiv Änderungen der Sys-
tematik des Mehrwertsteuerrechts disku-
tiert. Dass diese Diskussion darüber und

das Bewusstsein dafür entstehen konnte,
dass wir es bei dem Umsatzsteuerbetrug
(aber auch bei sonstigen systembeding-
ten Ausfällen, insbesondere bei Insolven-
zen) mit einem gravierenden Problem zu
tun haben, ist zu einem großen Teil auch
den »Mainzer Vorschlägen zur Umsatz-
steuer« zu verdanken, die Finanzminister
Gernot Mittler im August 2001 vorstellte
(so genanntes »Mittler-Modell«). 

Auf der Basis dieses systematischen An-
satzes haben die Fachleute mittlerweile
das so genannte reverse-charge-Modell
entwickelt, bei dem sich die Umsatz-
steuerschuld und das Recht auf Vorsteu-
erabzug in einer Person vereinigen. Da-
mit entfällt faktisch eine Umsatzbesteue-
rung innerhalb der Unternehmerkette. Die-
ses Modell, insbesondere aber das zur
Vermeidung von unversteuertem Letzt-
verbrauch notwendige elektronische Be-
stätigungs- und Meldeverfahren, soll in ei-
nem Planspiel noch näher untersucht wer-
den. Das Planspiel ist vom BMF zwischen-
zeitlich ausgeschrieben worden.

Vor- und Nachteile Mittler-
Modell/reverse-charge-Modell

Sowohl die Vorschläge von Finanzminis-
ter Mittler als auch das daraus entwickel-
te Reverse-Charge-Modell können die
Probleme in Bezug auf den Umsatzsteu-
erkarussellbetrug und die Ausfälle bei In-
solvenzen lösen. Die Modelle haben je-
doch einen schwer zu gewichtenden
Nachteil.

Der leistende Unternehmer müsste da-
nach Umsätze an Unternehmer künftig
anders behandeln als Umsätze an Nicht-
unternehmer. Das heißt, er müsste anders
als im jetzigen System die Verhältnisse
seiner Kunden »kennen«. Er könnte nicht
mehr wie heute bei jedem Geschäft – oh-
ne Rücksicht darauf, ob sein Kunde Pri-
vatperson, öffentliche Hand oder Unter-
nehmer ist – einfach die Umsatzsteuer in
Rechnung stellen. Dadurch entsteht die
Gefahr neuer Betrugsmöglichkeiten. Wir
befürchten, wie das ifo Institut auch, dass
Nichtunternehmer in großem Stil versucht
sein könnten, bei ihren Einkäufen die
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Unternehmereigenschaft vorzutäuschen. Dann könnten sie
Waren und Dienstleistungen unversteuert für den Letztver-
brauch erwerben. Das ifo Institut spricht in diesem Zu-
sammenhang von »Ameisenkriminalität«, die nur schwer zu
bekämpfen wäre.

Sechste EG-Richtlinie, Haltung der 
EU-Kommission

Bei der Umstellung des Umsatzsteuersystems auf das von
Finanzminister Mittler entwickelte Modell oder das Reverse-
Charge-Modell müsste das Gemeinschaftsrecht geändert
werden. Für Richtlinienänderungen hat die EU-Kommis-
sion das ausschließliche Initiativrecht. Sie hat jedoch be-
reits deutlich erklärt, dass sie einen solchen Schritt aus prin-
zipiellen Erwägungen ablehnt. Sie bemängelt insbesonde-
re, dass das Prinzip der Umsatzbesteuerung und der Steu-
erzahlung auf allen Wirtschafts- und Handelsstufen (so ge-
nannte fraktionierte Zahlung) entfiele und durch die Sys-
temänderung neue Missbrauchsmöglichkeiten entstünden.

Eigenes Modell des BMF: Generelle 
Ist-Versteuerung mit Cross-Check

Damit steht der bisher ins Auge gefasste Systemwechsel
vor einem großen Hindernis. Nur die Kommission kann den
Systemwechsel einleiten. Ich möchte daher heute einen neu-
en Vorschlag für ein Modell vorstellen, das mein Haus ent-
wickelt hat – unter Berücksichtigung der bisherigen Arbei-
ten an den schon genannten Reformmodellen.

Und zwar:
Ein Wechsel von der Soll-Versteuerung hin zur Ist-Versteu-
erung, auch auf der Vorsteuerseite, verbunden mit dem Kon-
trollverfahren eines Cross-Checks.

Generelle Ist-Versteuerung

Derzeit muss ein Unternehmer die auf seinen Umsatz ent-
fallende Steuer bereits anmelden und entrichten, wenn er
die Leistung erbracht hat. Der Kunde kann den Vorsteuer-
abzug geltend machen, wenn er die Leistung für sein Unter-
nehmen bezogen hat und die Rechnung in den Händen hält.
Auf beiden Seiten also prinzipiell Sollversteuerung.

Nach dem neuen Modell einer generellen Ist-Versteuerung
wird auf die Bezahlung des Umsatzes abgestellt. Der leis-
tende Unternehmer muss die Umsatzsteuer erst anmelden
und abführen, wenn er das Geld für seinen Umsatz erhalten
hat. Er muss die Steuer nicht mehr gegenüber dem Fiskus
vorfinanzieren. Damit könnte eine langjährige Forderung – ins-
besondere des deutschen Handwerks – erfüllt werden.

Der Kunde kann dementsprechend den Vorsteuerabzug erst
geltend machen, wenn er die Rechnung tatsächlich auch
bezahlt hat.

Der Vorschlag sieht weiter vor, dass der Leistungsempfän-
ger, so er selbst Unternehmer ist, die Möglichkeit erhält, nach
seiner Wahl die ihm in Rechnung gestellte Umsatzsteuer
nicht an seinen Geschäftspartner, sondern unmittelbar an
eine zentrale Finanzbehörde zu entrichten. Hierzu ist eine
Änderung des BGB notwendig, damit der Leistungsemp-
fänger, der die Umsatzsteuer an die zentrale Finanzbehör-
de zahlt, insoweit gegenüber seinem Vertragspartner von
seiner vertraglichen Zahlungspflicht befreit ist.

Auf diese Weise kann der Leistungsempfänger sicherstel-
len, dass die auf den Umsatz entfallende Steuer tatsächlich
an den Fiskus abgeführt wurde und für seinen eigenen Vor-
steuerabzug keine Probleme entstehen.

Funktionsweise Cross-Check

Zur zuverlässigen Sicherung des Umsatzsteueraufkommens
wird das generelle Ist-Prinzip durch die Einführung eines
elektronisch unterstützten Cross-Check-Verfahrens abge-
sichert. Dabei wird ein Abgleich zwischen dem Ausgangs-
umsatz eines leistenden Unternehmers mit dem entspre-
chenden Eingangsumsatz auf Seiten des Leistungsemp-
fängers vorgenommen. Auf diese Weise soll festgestellt wer-
den, ob die Voraussetzungen des Vorsteuerabzugs für den
Leistungsempfänger vorliegen.

Das Verfahren setzt voraus, dass die Unternehmer ihre Aus-
gangs- und Eingangsumsätze einzeln elektronisch bei der
Finanzbehörde anmelden, natürlich gekoppelt mit einer Ba-
gatellregelung für Geschäfte bis zu einer bestimmten Um-
satzgrenze (z.B. 500 oder 1 000 q). Zur Sicherstellung der
Funktionsfähigkeit des Cross-Checks ist es erforderlich, ei-
ne generelle monatliche Steuererklärungs- und Zahlungs-
pflicht für alle Unternehmer einzuführen. Die Einführung des
Cross-Check-Verfahrens bedeutet natürlich einen techni-
schen Aufwand für Finanzverwaltung und Unternehmen.
Technisch ist das sicher machbar, auch wenn solche elektro-
nischen Großprojekte zurzeit auf etwas Misstrauen stoßen.
Auch werden die Meldepflichten der Unternehmen ausge-
weitet.

Ich meine jedoch, dass dieser Aufwand im Interesse der si-
cheren Steuererhebung zu rechtfertigen ist. Im Gegenzug
müssen die Unternehmer die Umsatzsteuer künftig nicht
mehr vorfinanzieren und werden damit entlastet. Dies gilt
insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen, die un-
ter der schlechten Zahlungsmoral ihrer Kunden besonders
zu leiden haben. Gleichzeitig verhindert dieses Modell wirk-
sam insbesondere die jetzigen Ausfälle durch Karussellbe-
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trug und Insolvenzfälle. Von einer wirksamen Verhinderung
von Umsatzsteuerbetrug profitieren die Unternehmen noch
einmal, da sie vor steuerunehrlicher Konkurrenz geschützt
werden, die den Wettbewerb grob und unfair verzerrt.

EU-Recht

Ob das Modell der generellen Ist-Versteuerung mit Cross-
Check mit dem geltenden EU-Recht vereinbar ist, wird im
Benehmen mit der Europäischen Kommission noch zu klä-
ren sein. Möglicherweise würde Deutschland zur Umset-
zung dieses Modells die Zustimmung der EU-Kommission
und sämtlicher Mitgliedstaaten brauchen.

Wir sind aber guter Hoffnung, dass unser Modell die erfor-
derliche positive Resonanz auf EU-Ebene finden kann. Denn
die dafür erforderlichen Änderungen des Gemeinschafts-
rechts wären weniger einschneidend als die für die ande-
ren Modelle.

Ferner erfüllt unser Modell die Forderung der EU-Kommis-
sion, das Allphasenprinzip beizubehalten, d.h. die fraktio-
nierte Zahlung der Umsatzsteuer in der Unternehmerkette.
Hinzu kommt, dass der Unternehmer seine Kunden nicht
nach Unternehmer oder Nichtunternehmer unterscheiden
muss.

Weitere Vorteile des Modells

Das Modell der generellen Ist-Versteuerung mit Cross-Check
hätte darüber hinaus weitere Vorteile:

Die Möglichkeiten zur Steuerhinterziehung durch Karussell-
geschäfte entfallen.

Aus der Umstellung des Systems würden – anders als beim
Modell vom Kollegen Mittler und beim Reverse-Charge-Mo-
dell – keine Risiken neuer Betrugsmöglichkeiten (Stichwort:
Ameisenkriminalität) geschaffen.

Das Risiko des Vorsteuerverlustes für die Finanzverwaltung
entfiele aufgrund des Cross-Checks generell, insbesonde-
re auch in Insolvenz-Fällen.

Nachteile des Modells

Aber das Modell hat auch einen Nachteil. Sowohl aus Sicht
der Verwaltung als auch aus der Sicht der Unternehmen wird
sowohl die Einführung als auch die Durchführung des ge-
planten Cross-Check-Verfahrens Aufwand erfordern. Mel-
depflichten und Verwaltungsaufwand der Unternehmen wer-
den ausgeweitet. Aber aufgrund der enormen Steueraus-

fälle in Höhe von geschätzten 14 Mrd. r pro Jahr erscheint
dies nicht unverhältnismäßig.

Fazit

Ich meine, dass das heute vorgestellte Modell vorangetrie-
ben werden sollte. Insbesondere auch vor dem Hintergrund
der dramatischen Haushaltssituationen auf allen staatlichen
Ebenen erscheint es nicht hinnehmbar, dass steuerunehrli-
che Unternehmen den Fiskus bei der Umsatzsteuer Jahr
für Jahr um zweistellige Milliarden-Beträge betrügen. Die
Bundesregierung arbeitet gleichzeitig intensiv daran, durch
Verbesserungen des gegenwärtigen Systems Lücken zu
schließen und gesetzliche und organisatorische Vorausset-
zungen für eine noch effektivere Bekämpfung des Umsatz-
steuerbetrugs zu schaffen. Dennoch muss man erkennen,
dass der beste Schutz vor Umsatzsteuerbetrug ein grund-
legender Ansatz zur Beseitigung der Systemschwäche ist. 
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